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A.  Einleitung 
 
Mit dem Beschluss des Landtags vom 07. Oktober 2011 auf Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen – Landtagsdrucksache 17/1877 (neu) – wird die Landes-
regierung gebeten, im Januar 2012 einen schriftlichen Bericht über den kommuna-
len Investitionsbedarf abzugeben. Mit der antragsstellenden Fraktion wurde im 
Anschluss vereinbart, den Bericht zur 25. Tagung des Landtages im Februar vor-
zulegen. 
 
Mit dem Bericht werden die Investitionsanmeldungen der schleswig-holsteinischen 
Kommunen (ab einer Größe von 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern) bis 
zum Jahr 2015 dargestellt. In dem Bericht sind dabei die Investitionsanmeldungen 
nach einigen ausgewählten Teilbereichen zu untergliedern. 
 
 

B.  Hauptteil 
 
1. Vorbemerkungen zur Erhebung der Daten 
 
Der Investitionsbedarf ist kein im Haushaltsrecht definierter Begriff. In der Haus-
haltsplanung bzw. mittelfristigen Finanzplanung der Kommunen sowie der ausge-
gliederten Organisationseinheiten sind lediglich die veranschlagten Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen aufgeführt. Insofern lagen die Daten für 
die Zusammenstellung des Berichts im Innenministerium nicht vor und machten 
eine Abfrage bei den jeweils betroffenen Kommunen erforderlich.  
 
Die Beantwortung des Berichtsantrags bezieht sich hinsichtlich der darzustellen-
den Kommunen auf die Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Gebietshoheit. 
Insofern erfolgte die Abfrage bei den kreisfreien Städten, den Kreisen sowie den 
kreisangehörigen Gemeinden ab 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Die 
Daten der Kommunen, für die das Innenministerium die Aufsicht ausübt (kreisan-
gehörige Städte über 20.000 Einwohnerinnen und Einwohner, kreisfreie Städte 
und Kreise), wurden von diesen direkt gemeldet. Die Daten zu den übrigen Ge-
meinden wurden von den jeweiligen Landrätinnen und den Landräten als untere 
Kommunalaufsichtsbehörden bei den betroffenen Kommunen abgefragt und dem 
Innenministerium übermittelt. 
 
Da die Aufgabenerfüllung der im Berichtsantrag benannten Teilbereiche ganz oder 
teilweise in ausgegliederten Einheiten erfolgt (z. B. Krankenhäuser, Abwasserbe-
seitigung), waren die ausgegliederten Organisationseinheiten in der Beantwortung 
der Abfrage zu berücksichtigen. Grundlage für die Abfrage waren deshalb die Ein-
heiten, die nach § 95 o der Gemeindeordnung in den Gesamtabschluss der Ge-
meinde einbezogen werden.  
 
Darüber hinaus hat die Landesregierung geprüft, ob hinsichtlich der sie betreffen-
den Aufgabenbereiche Informationen über die Investitionen der in dem Berichtsan-
trag genannten Kommunen (externe Studien, eigene Erhebungen) im jeweiligen 
Aufgabenbereich vorliegen. Der Landesregierung liegen jedoch keine externen 
Studien bzw. eigene Erhebungen vor, die die im Berichtsantrag gewünschten In-
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formationen aller oder einzelner Teilbereiche über den in dem Berichtsantrag fest-
gelegten Kommunenkreis und Zeitraum darstellen. 
 
Bei der Beurteilung der Ergebnisse aus der Abfrage bei den Kommunen muss be-
rücksichtigt werden, dass die Bedeutung des Begriffs „Bedarf“ „das in einer be-
stimmten Lage Benötigte, Gewünschte; Nachfrage nach etwas“ umfasst1. Des 
Weiteren wird zum Begriff „Bedarf“ u. a. ausgeführt: „… Da konkreter Bedarf 
ebenso wie ein Bedürfnis nicht objektivierbar ist, sondern individuell unterschiedli-
chen Auffassungen unterliegt und meist auch vom betreffenden Individuum nicht 
eindeutig angegeben werden kann, hat der Begriff in den Wirtschaftswissenschaf-
ten allenfalls nachrangige Bedeutung. Er wird i. d. R. in das Konzept der Maximie-
rung des individuellen Nutzens auf Basis des jeweiligen Systems persönlicher Prä-
ferenzen integriert. Unter Bedarf lässt sich in diesem Sinne das Anstreben des 
Konsums von Gütern verstehen, deren Verzicht eine erhebliche Beeinträchtigung 
des individuellen Wohlbefindens bedeuten würde.“2 Insofern werden auch die In-
vestitionsanmeldungen subjektiv ausgelegt und unterschiedlich interpretiert wor-
den sein. Er reicht vom absolut Notwendigen bis zum maximal Wünschbaren. Die 
jeweilige Anmeldung einer Kommune ist daher das subjektive Ergebnis einer un-
terschiedlichen Reflexion vor dem Hintergrund der unterschiedlichen finanziellen 
Möglichkeiten sowie deren unterschiedliche Beurteilung. 
 
Darüber hinaus muss darauf hingewiesen werden, dass der Investitionsbegriff im 
doppischen Rechnungswesen nicht deckungsgleich mit dem im kameralen Haus-
haltsrecht ist. Werden beispielsweise in der Kameralistik Sanierungsmaßnahmen 
im Vermögenshaushalt veranschlagt und gehören somit zu den Investitionen, er-
folgt die Berücksichtigung im Rahmen der doppischen Buchführung regelmäßig im 
Ergebnisplan bzw. im Bereich der laufenden Verwaltungstätigkeit des Finanzplans 
(§ 41 Abs. 3 GemHVO-Doppik). Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass auch bei 
Kommunen, die die Kameralistik anwenden, die ausgegliederten Organisations-
einheiten ein doppisches Rechnungswesen anwenden. 
 
Der Katalog der genannten Investitionsbereiche entspricht ebenfalls nicht der 
haushaltsrechtlichen Einteilung zu einer Gruppierung (Kameralistik) bzw. einem 
Produkt (Doppik). Bei der Abfrage wurden die Kommunen deshalb gebeten, die 
einzelne Maßnahme dem Themenbereich zuzuordnen, dem die Maßnahme vor-
rangig zugeordnet werden kann. Doppelerfassungen sollten vermieden werden. 
 
Grundlage für die Beantwortung der Abfrage konnten darüber hinaus nur Ein-
schätzungen der Verwaltung sein, da eine Beteiligung der Vertretungen in dem 
gesetzten zeitlichen Rahmen nicht möglich war. Um auch das Meinungsbild des 
politischen Ehrenamtes einbeziehen zu können, wurde im Rahmen der Abfrage 
darauf hingewiesen, dass bei deren Beantwortung die in der bereits beschlosse-
nen mittelfristigen Finanzplanung oder die in den bevorstehenden Haushaltsbera-
tungen vorgesehenen geplanten Investitionen als Anhaltspunkte herangezogen 
werden können.  
 
Fraglich war, ob die Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen einbezogen werden sollten. Dafür sprach, dass Investi-

                                            
1 Duden (Deutsches Wörterbuch) 
2 Brockhaus Enzyklopädie 
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tionszuschüsse auch an Träger außerhalb der kommunalen Familie geleistet wer-
den (z. B. Gemeinde gibt Investitionszuschuss an kirchliche Einrichtung für die Er-
richtung einer KiTa). Hingegen bestand die Gefahr der Doppelerfassung bei den 
Investitionsanmeldungen (z. B. Kreis leistet einen Investitionszuschuss an den 
kreisangehörigen Bereich). Die in dem Berichtsantrag genannte Studie des Deut-
schen Instituts für Urbanistik „Der kommunale Investitionsbedarf 2006 bis 2020“ 
benennt als Gegenstand der Schätzung Baumaßnahmen, die die Kommunen für 
sich selbst durchführen sowie den Erwerb von beweglichen und unbeweglichen 
Sachen. Die Abfrage orientierte sich in diesem Punkt an der im Berichtsantrag auf-
geführten Studie, die die Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen ebenfalls nicht berücksichtigt. 
 
Bei der Abfrage waren darüber hinaus die Investitionen einzubeziehen, die über 
Rechtsgeschäfte finanziert werden sollen, die wirtschaftlich einer Kreditverpflich-
tung entsprechen wie beispielsweise Immobilien-Leasing, Mietkauf-Verträge, 
Energie-Contracting oder ÖPP-Projekte mit kreditähnlichen Vertragselementen. 
Die als kreditähnliches Rechtsgeschäft geplanten Investitionen sollten bei der Be-
antwortung dem Jahr zugeordnet werden, in dem der Vertragsabschluss für die 
jeweilige Maßnahme vorgesehen ist. 
 
2. Ausführungen zu den tabellarischen Übersichten 
 
In den Anlagen sind die zusammenfassenden Übersichten über die gesamten In-
vestitionsanmeldungen aller betroffenen Kommunen (Anlage 1) sowie unterteilt 
nach kreisfreien Städten (Anlage 2), Kreisen (Anlage 3) und dem kreisangehöri-
gen Bereich (Anlage 4) vorangestellt, wobei innerhalb dieser Anlagen noch eine 
Untergliederung nach Art der Buchführung erfolgt. In der Anlage 5 sind die zuge-
leiteten Übersichten der jeweiligen Kommunen beigefügt.  
 
 

C.  Zusammenfassung 
 
Im Hinblick auf eine Interpretation und Bewertung der beigefügten Übersichten 
wird auf die Anmerkungen unter Buchst. B Ziff. 1 des Berichts verwiesen. 

 
 

D.  Anlagenverzeichnis  
 

1 Anlage 1 Investitionsanmeldungen der schleswig-holsteinischen Kommu-
nen ab 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner 

2 Anlage 2 Investitionsanmeldungen der kreisfreien Städte 
3 Anlage 3 Investitionsanmeldungen der Kreise 
4 Anlage 4 Investitionsanmeldungen des kreisangehörigen Kommunen ab 

10.000 Einwohnerinnen und Einwohner 
5 Anlage 5 Einzelergebnisse der Investitionsanmeldungen der Kommunen 
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